
Wenn also schon kapitalistisch weiter gewirtschaftet werden muß —
und von heute auf morgen läßt sich das wohl kaum anders machen — .
so ersetzen Sie den zehrenden Staatskapitalismus der Kriegsanleihen
durch den nährenden der Wasserkraftanleihe ! Wenn Sie Mut haben,
Exzellenz , und den Staatskapitalismus der breiten
Schichten  mit Hilfe der Postsparkasse , der gemeinnützigen Anstalten
und Sparkassen und der Gemeindeverwaltungen ins Leben rufen , so
zwingen Sie die Großbanken schandenhalber mitzulaufen , und Sie
müssen einen durchschlagenden Erfolg  erzielen.

Damit retten Sie vielleicht auch den Ministerpräsidenten , der mit
dem Wasser allein aus Österreich ein Paradies  schaffen möchte, ' was
bedenklich an die weise Lehre errinnert , die an der Spitze dieser Schrift
steht . Es wird schon stärkere Mittel brauchen — und unsere Nerven
werden sich daran gewöhnen müssen . Sonst könnte es nur ein ganz
kleines Paradies werden , wie wir deren fast schon zuviele haben , eine
Art Semmering , Abbazia oder Karlsbad . Wir ziehen eine nahrhafte,
irdische Landschaft vor , die Raum  bietet für das ganze Volk.

kleltriritötswirtschaft.
Die Programmrede des Ministerpräsidenten behandelte auch viele

andere Wirtschaftsfragen ebenso großzügig wie die Wasserwirtschaft . Für
diesmal sei nur ein Programmpunkt herausgehoben , dessen Verwirklichung
bereits angebahnt wurde und der wörtlich lautet:

„Im Zusammenhang mit der Umgestaltung unsrer Wasserwirtschaft
muß — und hierauf hat ja dieses hohe Haus oft und oft hingewiesen
— das gesamte Elektrizitätswesen auf neue Grundlagen gestellt werden.
(Zustimmung ) . Ich möchte hier betonen , daß demnächst im Ministerium
für öffentliche Arbeiten eine besondere Abteilung wird gebildet werden,
die diese bis jetzt ganz zersplitterte Materie in zusammenfassender Weise
wird zu behandeln haben . Außerdem wird ein besonderes , aus den be¬
teiligten Ministern mit ihren Fachreferenten bestehendes Komitee sich fort¬
dauernd mit dieser Angelegenheit befassen . Dem hohen Hause werden
die hier in Betracht kommenden Vorlagen baldigst zugehen . Bei der
ganzen Angelegenheit kommt nicht nur das Elektrizitätsrecht , sondern auch
die Bewirtschaftung der hydraulisch oder kalorisch erzeugten elektrischen
Kraft in Frage . Ich denke an ein in modernen Formen sich vollziehendes
Zusammenwirken der öffentlichen Faktoren (Staat . Länder , Gemeinden)
mit dem Privatkapital . Das Endziel bleibt , daß ganz Österreich , wie es
von einem Eisenbahnnetz durchzogen ist, so auch von einem weitverzweigten
Leitungsnetze überspannt werde , das in vielfältiger Verteilung billiges
Licht und billige Kraft den größten und den kleinsten Betrieben , den
Ortschaften und menschlichen Wohnungen zuführen wird . ( Zustimmung .)
Die Produktion und der Verkehr werden hiedurch eine ungeheure Stei-
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gerung. die Volkswirtschaft einen ungeahnten Aufschwung erfahren. Glauben
Sie nicht, sehr geehrte Herren, daß es sich hier um Aktionen einer fernen
Zukunft handelt. Die Angelegenheit wird sofort in Angriff genommen
werden, und Österreich wird hiemit allen Kulturvölkern der Erde voran¬
gehen."

Womit  soll Österreich allen Kulturvölkern der Erde vorangehend
Doch nicht mit dem Bau von Kraftanlagen und der Verteilung der Elek¬
trizität ? Da sind uns ja die westlichen und nördlichen Staaten Europas
und selbst Italien schon so weit voraus , daß wir sie schwerlich so schnell
einholen können. Von Amerika ganz zu schweigen. Unser Vorsprung kann
also bestenfalls in der kürzlich erfolgten Errichtung einer besonderen Amts¬
stelle für das Elektrizitätswesen und in der angekündigten Schaffung
eines Elektrizitätsrechtes bestehen. Ob ein neues Amt einen Fort¬
schritt  bedeutet , hängt von der Wahl des richtigen Mannes ab, der es
versehen soll. Die Wirtschafts- und Verwaltungsausgaben unserer Tage
sind so schwer und verwickelt geworden, daß Gott nicht mehr wie früher
zum Amt auch den Verstand geben kann. Den muß man sich jetzt selber
mitbringen, so wie das Brot ins Wirtshaus . Hin neues Hlektrizitäts-
recht aöer ist geradezu ein gefährliches Sing . Was die Industrie
bisher verlangte, war nur ein Wegerecht,  damit man nicht von jedem
Grundbesitzer zu Umwegen mit der Leitung oder zu Zahlungen gezwungen
werden kann, die einer Erpressung schon sehr ähnlich sehen. Der Wunsch
nach einem Enteignungsrecht  beschränkt sich nicht auf das Elektrizitäts¬
wesen, sondern wir brauchen es ganz allgemein,  z . B. um der Ent¬
wicklung einer Großstadt Raum schaffen zu können, wie es ein Sonder¬
gesetz seit langem schon für Eisenbahnbauten ermöglicht. Einer gesetzlichen
Regelung bedürfte schließlich der selbsttätige Heim fall  aller Unter¬
nehmungen zur Ausbeutung von öffentlichem Gut nach Ablauf der hiefür
erteilten Bewilligung (Konzession).

Die Elektrizität selbst ist aber bis heute für unsere Gesetzgeber
eine große Unbekannte. Wie soll man auch diese verbreitetste und
wandlungsfähigste aller Naturkräfte in Paragraphe einfangen, ohne daß
sie durchschlüpft oder daß das Gesetz nur Verwirrung und Hem¬
mungen  herbeiführt ? Selbst die Ausnützung  der Elektrizität, oder
wie man jetzt zu sagen pflegt, die Bewirtschaftung der durch Verbren¬
nung oder Wasserkraft erzeugten elektrischen Energie nimmt fast von
Jahr zu Jahr andere Formen an. Es ist eine alte Weisheit, daß man
Dinge, die noch im Werden sind, nicht in die starre Form eines Gesetzes
pressen, und wenn es aus besonderen Gründen schon sein müßte, sich
auf wenige grundsätzliche Bestimmungen beschränken soll, die der weiteren
Entwicklung Spielraum lassen.

Das undurchdringliche Dunkel, das künstlich über den angeblich
schon weit vorgeschrittenen Entwürfen des Elektrizitätsgesetzes erhalten
wird, erfuhr auch durch die Aerhandlnugen des Industriellentages
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am 11. November 1917 keine merkliche Aufhellung. Generaldirektor
Dr . Georg Günther  begnügte sich mit folgenden Andeutungen:

„Zwecks Erhöhung unserer Kohlenproduktion müssen die durch die
vor dem Kriege erfolgte Einbringung der Berggesetznovelle vollkommen
labil gestalteten Besitz - und Rechtsverhältnisse im Kohlen¬
bergbau  stabilisiert werden. Dazu ist die rascheste  Einbringung und
Annahme einer entsprechendenGesetzesvorlage erforderlich. Soweit die
Einfuhr der Kohle nicht durch eine Erhöhung unserer heimischen Kohlen¬
produktion ausgeschaltet werden kann, muß sie durch die Gewinnung
elektrischer Energie aus unseren Wasserkräften ersetzt werden. Zur Erreichung
dieses Zieles ist jedoch eine Vereinheitlichung und Vereinfachung unseres
veralteten Wasserrechtes, die Einbringung eines Elektrizitäts¬
gesetzes  mit besonderer Berücksichtigung der Wegefreiheit für die
Führung elektrischer Leitungen dringendst notwendig. Um die in die
Milliarden gehenden Mittel für den Ausbau der Wasserkräfte zu beschaffen,
muß die Steuerfreiheit der Obligationszinsen und die Ausschaltung der
Doppelbesteuerung der Aktienzinsen gewährt werdem Es muß des ferneren
verhütet werden, daß durch separatistische Bestrebungen privater und öffent¬
licher Natur ein einheitlicher, zielbewußter und ökonomischer Ausbau der
eine Quelle unseres Wohlstandes bildenden Wasserkräfte vereitelt wird."

Den Erklärungen des großen Industriekapitäns Dr . Günther kommt
keine geringere Wichtigkeit zu als jenen des Ministerpräsidenten. Sie
stellen dem Regierungsprogramm ein Programm des Großkapitals zur
Seite und es verlohnt sich festzustellen, wo Übereinstimmung und wo
Gegensätzlichkeit besteht und wo schließlich bisher unausgesprochene Wünsche
sich zu Forderungen verdichten.

Elektrizität , der unentbehrlichste Bedarfsgegenstand der
Zukunft , kann aus Rohöl mit Hilfe des Dieselmotors, aus Kohle mit
Hilfe von Dampfmaschinen oder Dampfturbinen und aus den Wasser¬
kräften mit Hilfe der Wasserturbinen und den immer dazugehörenden
elektrischen Maschinen erzeugt werden. Tie Rohölgebiete sind ganz
in den Händen des privaten Kapitales , traurigerweise sogar des
ausländischen. Die wildeste Schurskreisschufterei, der schmutzigste
Ablaßhandel mit Vorrechten, Gewinnanteilen und Hoffnungswerten hat
die Rohölgebiefe zum Tummelplatz der rücksichtslosesten Finanzgauner
gemacht. Als sie nahe daran waren, einander zu Boden zu ringen und
das heilige Banner aller Beutejäger — der Preis — zu sinken drohte,
riefen sie die Regierung zu Hilfe. Sie ließ sich pünktlich aufs Eis führen,
baute Sammel - und Verarbeitungsanlagen , um den Preis zu halten, und
glaubte auf diese Weise sich einen dauernden Einfluß auf die Erzeugung
und die Preispolitik von Rohöl und Petroleum zu sichern. Wie sehr
dieser erste vertrauensvolle Versuch einer gemischt - wirtfchaft-
lichenUnternehmung scheiterte,  fühlt selbst die ärmste Näherin,
der das bißchen Ol für ihr bescheidenes Lämpchen entzogen wurde und
der dafür beim Hungern im Dunkeln ein großes Licht aufging.
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Die Kohkeufekder gehören mit wenigen Ausnahmen der Hoch¬
finanz und dem Hochadel, also vornehm konservativen Kreisen, in denen
es nicht so lebhaft zugeht wie im galizischen Ölgebiet. In diesem ver¬
hältnismäßig kleinen und einsichtigen Kreis herrscht stillschweigendes Ein¬
verständnis über das Mittel , den Kohlenpreis hoch zu halten : Man
fördert nur das unumgänglich Notwendige, und sobald eine stärkere
Nachfrage entsteht, treten die Herren Gewerken zusammen und beschließen
statt einer Erhöhung der Förderung lieber eine Erhöhung der Kohlen¬
preise. Wozu sollte man auch den Familienschatz der Kohlenflöze stärker
angreifen, wenn man mühelos durch regelmäßig wiederholte Preis-
erhöhungen einen von Jahr zu Jahr steigenden Gewinn erzielen kann?
Wir staunen über den ungeheuren Aufschwung der Kohlenförderung in
England, in Frankreich, ganz besonders aber in Deutschland. Völker, die
arbeiten und neue Werte schaffen und sie über das ganze Volk
verteilen  bis zum letzten Häuer, die brauchen in steigendem Maße
die Energie der schwarzen Kohle,  und wo es die Natur erlaubt,
wird auch die Energie der Wasserkräfte, der weißen Kohle,  wie sie
bildlich genannt wird, dem Gewerbefleiß dienstbar gemacht.

Wir in Österreich haben das nicht notwendig. Die Kohlenförderung
nahm nur langsam zu, unsere Kohlenbarone drosselten die Erzeugung
und beschnitten dem Gewerbefleiß die Energiemenge, ohne die er im
Wettbewerb mit dem besser versorgten Ausland nicht bestehen kann.
Diesem Verbrechen gegen das keimendeWirtschaftsleben
ist die zunehmende Verelendung vieler Gegenden zuzuschreiben, in denen
es weder an Rohstoffen mangelt noch an einer begabten und arbeits¬
freudigen Bevölkerung, die aber heute auswandern muß, um leben zu
können. Kein Gesetz verbietet das Abtreiben der Bevölkerung,
dieser wertvollsten Frucht der Mutter Erde.

Im Jahre 1908 versuchte die Negierung durch eine Novelle
zum Berggesetz  die Kohlenförderung durch den Zwang zur Bauhaft¬
haltung der verliehenen Schürfe zu erhöhen. Danach sollte jeder, dem
ein Recht auf Ausbeutung der Kohlenschätze verliehen wurde, bei sonstigem
Erlöschen dieses Rechtes verpflichtet sein, den Abbau wirklich zu
betreiben  und der Arbeitslustige hätte sich endlich durch die Zauber¬
kreise der Schurfrechte wieder einen Weg zu den Flözen in der Tiefe
bahnen können. Es ist das jene Berggesetznovelle, von der Herr Günther
sagte, daß sie die Besitz - und Rechtsverhältnisse  im Kohlen¬
bergbau vollkommen labil ge  m a cht habe, während sie nach seiner
Ansicht raschestens stabilisiert  werden müßten. „Raschesten  s",
d. h, bevor noch die Bevölkerung darauf kommt, daß die Kriegsschulden
nur aus den Bodenschätzen abgezahlt werden können, die ja ihr gehören
und deren Ausbeutung doch nur auf begrenzte Zeit  und nicht auf
ewig verliehen sein kann. Stabilisieren  wollen auch wir, jedoch
nicht durch ein privates Monopol, sondern durch die Enteignung
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und Rückgabe der Bodenschätze an den natürlichen
Besitzer , das Volk , zu Händen seiner Verwaltungsorganisation , den
Staat . In seiner Programmrede hat der Ministerpräsident erklärt, der
Bergbau müsse sich frei entfalten und dazu gehöre ein auf modernen
Grundsätzen aufgebautes Berggesetz. Die Vorarbeiten wären schon weit
gediehen und sollen möglichst rasch beendet werden. Wie das alles wohl
Zusammenhängen mag?

Kohle und Elektrizität werden in der Rede des Herrn Günther
nicht zürn erstenmal in einem Atem genannt, denn die Großindustrie
weiß gar wohl, daß ihre Machtstellung zum guten Teil auf der Beherr¬
schung dieser wichtigen Erzeugungsmittel beruht. Die kleine und mittlere
Industrie , die den Inbegriff des Gewerbefleißes bildet, also alle unter¬
nehmenden und tätigen Bürger , ist für die möglichste Steigerung
der Energieerzeugung , sei es durch freien Wettbewerb, sei es durch ein
Staatsmonopol . Sie will nur billige Rohstoffe und Arbeitskraft, um
überall mit ihren Erzeugnissen in Wettbewerb treten zu können. Nicht
so die Schwerindustrie, bei der die maßgebendenBesitzer denselben Familien
oder denselben Großbanken angehören, die auch über Kohle und Eisen
herrschen und sich dazu noch die Wasserkräfte unterwerfen möchten. An
Stelle des Wettbewerbes setzt sie die Absperrung, um innerhalb der Zoll¬
schranken dann doppelt zu verdienen : Zuerst an Kohle und Eisen und
dann nochmals an den fertigen Erzeugnissen der ihren Banken tribut¬
pflichtigen Fabriken.

Heute drücken sich die Herren natürlich recht vorsichtig aus , sogar
so starke Herren wie Generaldirektor Georg Günther . Man braucht aber
nur einige Jahre zurückzublättern, um ganz offenherzige Äußerungen zu
finden. Der Quellen gibt es viele. Um streng beim Gegenstand zu bleiben,
benützen wir nur eine, die sozuiagen ein Vorläufer der Reden des
Ministerpräsidenten und des Herrn Günther ist : Das stenographische
Protokoll des von den alpenländischen Sektionen des Bundes öster¬
reichischer Industrieller am 25. und 26. März 1909 veranstalteten.

Allgemeinen Wassertages in Satjvnrg.
Es gibt bekanntlich nichts Neues unter der Sonne . Das gilt auch

für das farbenprächtige Wirtschaftsprogramm des Ministerpräsidenten.
Vor etwa 12 Jahren wurden die Wasserkräfte für die österreichische
Industrie entdeckt, in dem Sinne nämlich, daß eine förmliche Wasserbörse
entstand, an der mit Wasserkraftpcojekten, Vor konzessionen und Konzessionen
schwunghaft gehandelt wurde. Wie alle Börsengeschäfte wurden auch diese
von der entsprechenden Stimmungsmache begleitet, die Zeitungen schrieben
viel über die brachliegenden Millionen, die unausgenützt ins Meer fließen,
von der sicheren, kostenlosen Arbeitskraft, die der Unternehmer nur ein-
zufangsv brauche wie der Cowboy ein wildes Pferd u. dgl. übertrieben-
heilen mehr. Gestachelt wurde das Interesse an Konzessionen zur Aus-
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Nutzung von Wasserkräften noch durch das Eingreifen der Staatsverwaltung
und der Länder. Der Staat plante die Schaffung eines neuen Wasserrechts¬
gesetzes und den Vorbehalt großer Wasserkräfte zum Betrieb seiner Bahnen.
Unangenehmerweise sollte das neue Wasserrecht nicht nur die von der
Industrie gewünschten Rosinen enthalten , sondern auch manche bittere
Pille, wie eine stärkere Wahrnehmung öffentlicher Interessen, eine Be¬
fristung der Wasserrechte, die früher als ewige galten, auf 40 bezw. 60
Jahre , und schließlich den kostenlosen Heimfall der Werksanlagen. Die
Länder sahen in den Wasserkräften vor allem ein willkommenes Steuer¬
objekt zur Aufbesserung ihrer unzulänglichen Einnahmen und beabsich¬
tigten entweder eine Abgabe auf jede ausgebaute Pferdekraft oder sogar
ein Landesmonopol.

Die Bundessektion Steiermark , in der die Eisengewerken führen,
stieß zuerst ins Horn und bald trat der ganze Heerbann der Industrie
in Salzburg zu einer großrn Kundgebung gegen die Mono¬
polisierung der Wasserkräfte durch den Staat oder
die Länder  zusammen . Stichhältige Gründe gegen derartige gemein¬
nützige Monopole wurden nicht ins Treffen geführt. Im Grunde ge¬
nommen laufen alle schönen Reden auf den einen Gedanken hinaus :
Wir haben schon alles andere in der Hand und sehen gar nicht
ein , weshalb wir die Wasserkräfte nicht auch noch be¬
kommen sollten!

Besonders mit dem Staat war man recht unzufrieden. Er hatte
zwar frühere Aufträge des Jndustrierates und des Staatseisenbahnrates
gehorsam ausgeführt und brachte dem Wassertag als Morgengabe den
allgemeinen österreichischen Wasserkraftkataster und einen Großwasserkraft¬
kataster für die Alpenländer. Welchen Umfang diese Arbeiten dann noch
genommen haben, kann man beiläufig aus einer Denkschrift sehen, die
dem Staatseisenbahnrat in der Novembertagung vom Eisenbahnministerium
überreicht wurde. Da an der Ausschließung der Wasserkräfte in zwei
Ministerien mit großem Personal gearbeitet wurde, dürften dafür zu¬
mindest 2 Millionen Kronen aus Steuergeldern ausgegeben worden
sein. Derartige Aufwendungen, sind vom Standpunkt der Pcivatindustrie
natürlich unfruchtbar, man läßt daher den Staat auf Kosten der Allge¬
meinheit suchen, messen, studieren und planen, und wenn er endlich etwas

"zustande gebracht hat, spricht man ihm die Fähigkeit zur weiteren Arbeit
ab und streicht das ganze Ergebnis für die Industrie ein. Der Vorgang
erinnert an einen Roßtäuscher, der einem treuherzigen*Jüngling ein
wildes Pferd aufschwätzt und beläßt, bis er es zugeritten und begehrens¬
wert gemacht hat, worauf er ihm solange zuredet, er könnte herunter¬
fallen, bis der Unerfahrene froh ist, daß der lebenskluge Händler das
Pferd umsonst zurücknimmt.

An der Unerfahrenheit desStaates inWirtschafts-
angelegenheiten  dürfen wir ja leider nicht zweifeln, denn er hat
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sie sehr fühlbar auf allen Gebieten der Kriegswirtschaft bewiesen. Wie
kann das aber anders sein, wenn man ihm seine jedes Privatunternehmen
überragenden Fabriken zerstört,  wie die alte k. k. Wiener Porzellan¬
fabrik, oder sie aus dem Wettbewerb ausschaltet,  wie die
k. k. Hof- und Staatsdruckerei ? Wie grimmig hat das Kapital der
Bevölkerung jahrzehntelang mit dem unentbehrlichen Bedarfsgegenstand
der Eisenbahnen mitgespielt! Als die Stunde des hohen Verkaufspreises
und anderer Gewinstgelegenheiten gekommen schien, durfte der Staat
die arg vernachlässigten Linien gegen Übernahme einer drückenden
Schuldenlast einlösen. Kaum daß er in die ersten Schwierigkeiten geriet,
zogen die gesamten Börsenblätter über den Staatsbetrieb los und ver¬
langten die Verpachtung des Betriebes an Privatgesellschaften. Wie sehr
man auch die Bürokratisierung verurteilen mag, zu einem derartigen
Rundtanz von der Privatunternehmung über die Schaffung vieler
Millionen von ewigem Rentenkapital zurück zur Privatunternehmung
war wirklich kein Anlaß. Eine gut geführte Staatsunternehmung wird
den Überschuß an unbrauchbaren Beamten nach einiger Zeit von selbst
abstoßen, wenn man sie Erfahrungen sammeln läßt und zwingt auf
Ertrag zu wirtschaften.

Gerade das soll sie sich, nach der Auffassung des Finanzkapitales,
gar nicht einfallen lassen. Das muß das unnachahmliche Vorrecht seiner
Unternehmungen bleiben, deren Ansehen und Beliebtheit sich noch dadurch
steigern läßt , daß man volkswirtschaftlich richtige Abgaben hintertreibt
und den geldbedürftigen Staat zwingt, die Tarife seiner Unternehmungen
als Steuerersatz zu erhöhen. Dann kann nian mit Fingern auf die
räudige Staatswirtschaft weisen, die alles schwerfälliger und teurer
macht. Mit dem Teurermachen  hat es seine besondere Bewandtnis.
Der Staat muß feine unteren Angestellten  besser behandeln
als die meisten Privatunternehmer , die den paar leitenden
Beamten  hohe Gehalte zahlen, damit sie die Masse der kleinen
Angestellten umso rücksichtsloser Niederhalten. Während des Krieges ist
auf dieses Beispiel die Probe gemacht worden. Die unerhörte Teuerung
aller Lebensmittel zwang auch die Privatbahnen zu großen Aufwendungen
für ihr Personal , das selbst bei der größten Hingabe an das Unter¬
nehmen den anstrengendenDienst mit leerem Magen nicht verrichten kann.
Und siehe da, die Dividenden der reichen böhmischen Kohlenbahnen zer¬
schmolzen so rasch, daß heute das Gespenst des Defizits ins Verwaltungs-
ratszimmec grinst. Nun wird es bald an der Zeit sein, den Staat
herbeizurufen, damit er das ecträgnislos gewordene Privatunternehmen
gegen eine sichere, arbeitslose, aber dafür ewige Rente einlöst, denn dazu
war der Staat noch immer gut genug.

War sagten wir, denn er wird es nach dem Kriege nicht mehr
seim Er ist sehend geworden mit Millionen Augen seiner Streiter und
denkend mit ihren reifen Gehirnen, die sich nicht mehr einschüchtern
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lassen. Sie haben ihn mit den schwersten Blutopfern gegen die
Eroberungsgelüste der äußeren Feinde verteidigt und werden die kleine
Unbequemlichkeit nicht scheuen, die mehr anmaßenden als tapferen
inneren Feinde zum Teufel zu jagen.

Doch zurück zum Walsertag ! Der kleine Ausflug in die nicht
ganz einwandfreie Vergangenheit unserer Staatswirtfchaft war notwendig,
um die Gefahren der Gegenwart  ins rechte Licht zu rücken.

Gleich der erste Berichterstatter kaiserl. Rat Dr. Johann Auspitzer
wendete sich gegen die „Tendenz, die Wasserkräfte der privaten
Initiative zu entziehen  und womöglich in die Hand des
Staates oder der Länder zu bringen. Einflußreiche Faktoren tragen
sich mit der Idee eines staatlichen Kraft Monopols.  Die in der
letzten Reichsratssession vorgelegte Bergbaunovelle sollte ja dahin fuhren,
dem Staate ein Monopol auf die noch unerschlossenen Kohlenschätze zu
sichern, und wenn auch die Vorlage infolge des einmütigen Widerstandes,
den sie in der Öffentlichkeit gefunden hat, nicht mehr auf der Tages¬
ordnung steht, fo wird ihre Tendenz wohl in irgend einer Form
wieder zum Vorschein kommen. Daneben läuft nun eine weitere Tendenz,
dem Staate die Verfügung über die Wasserkräfte zu sichern. Wenn
aber der Staat einmal die Kohle und das Wasser in
der Hand hat , dann beherrscht er alle Kraftquellen
der Industrie,  dann ist die Industrie  vollständig von seiner
Gnade abhängig , dann trennt uns eigentlich nichts mehr
von der Verwirklichung des sonst so sehr perhorres-
zierten sozialdemokratischen Zukunftsstaates ."

So sprach der treffliche Prophet im Jahre 1909. Der Zukunfts¬
staat ist mittlerweile sehr gegen den Willen der „Verabscheuenden"
schon ein gutes Stück in die Gegenwart  hineingewachsen. Um ihn
zur vollen befreienden Wirklichkeit zu machen, müßten wir vor allem
Las einfache Rezept des Herrn Auspitzer durchführen: die Kohle in
die Hand des Staates bringen , das Wasser in der
Hand des Staates behalten?  Man begreift nun, warum sich
Herr Georg Günther nicht mehr mit dem „einmütigen Widerstand der
Öffentlichkeit" — lies : der von der Börse abhängigen Abgeordneten und
Zeitungen — beruhigt. Er will rasche st ens sein neues Berggesetz
haben, und an dieser Eile ist wohl der böse „Abend"  schuld, der
seither den Einklang aller Börsenblätter durch rücksichtslose Warnungsrufe
gestört hat.

Nun können wir erst ein paar weitere Anmerkungen zu
Günthers Rede  vom 11. November 1917 machen. Sie schweigt
sich über das Elektrizitätsgesetz so gründlich aus , daß man annehmen
muß, der Günther wisse schon, von wo der Seidler den Most holt. Wie
könnte er sonst von einem Milliardengeschäft schwärmen, wenn er nicht
schon einen Blick in das angekündigte Paradies  geworfen hätte?
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Wir fürchten nur, daß sich hier zwei Großkapital schneiden werden
der eine der verspricht, und der andere der erwartet . Mit den Milliarden¬
geschäften ist es Schluß ! Nach dem Krieg werden wir arme Leute sein
und mit Wasser kochen, aber selbst dieses Wasser ist und bleibt
öffentliches Gut.  Mehr als 200 Millionen Kronen wird man in
den nächsten Jahren nicht ins Rollen bringen, weil auch die Industrie,
die den Mund manchmal sehr weit aufmacht, den damit erzeugten
Strom nicht auf einmal trinken und verdauen könnte. Heiliger Ernst
ist es Herrn Günther jedoch zweifellos mit der „Steuerfreiheit
der Obligationszinsen und der Ausschaltung der
Doppelbesteuerung der Aktien zinsen ". Wenn wir Nicht¬
kapitalisten auch siebenfach besteuert sein werden, das Rentenkapital
will freibleiben von lästigen Lasten. Sonst droht es mit dem Versiegen
seiner Initiative und wir könnten das große Glück erleben, daß es
eines Tages in seinem Faulbett die Überfuhr zum Paradies der arbeits¬
losen Gewinne versäumt. Um allen Mißverständnissen vorzubeugen,
wollen wir Herrn Günther nur noch sagen, daß auch wir die Wasser¬
kräfte buchstäblich als Quelle unseres Wohlstandes ansehen, aber
unseres,  nämlich des Wohlstandes der Allgemeinheit,
und gerade deshalb wenden wir uns gegen ein Monopol der Groß¬
industrie, das ihm vorzuschweben scheint.

Und nun noch etwas vom großen Wasserrummel in Salz¬
burg,  der bald irgend eine Neuauflage erleben dürfte. Eine wichtige
Rolle in dem Redeschwall spielten frühere Vorschläge des Prof . Dr. Karl
Höchen egg.  der sich für ein Staatsmonopol und den Heimfall,
letzteren allerdings erst nach 80 bis 90 Jabren , ausgesprochen hatte.
Als Gegengewicht verlangte er ein Jndustrieförderungsgesetz und führte
darüber auf dem Wassertage aus : „Die Unterstützungen sowie die An¬
forderungen des Staates werden durch das Lokalbahngesetzlimitiert.
Ebenso sollten auch hier durch ein Kkektrizitätsfördermrgsgeseh
die Anforderungen des Staates begrenzt werden. Es müßten
ferner Begünstigungen hinsichtlich der Kapitalbeschaffung sowie der
Projektverfassung vom Staate eingeräumt werden."

Vor dem Krieg hat sich die führende Industrie bekanntlich bei
offenen und versteckten Dividenden von 8 bis 10 vom Hundert stets
notleidend  gefühlt , wie hoch sich diese Grenze im Kriege hinauf¬
geschoben hat, ist schwer zu ermessen. Unter Jndustrieförderung
verstand man damals Geldzuwendungen (Subventionen ) aus öffentlichen
Mitteln, zumindest in der Form von Steuererleichterungen. In der Tat
mußte man dem überaus trägen Kapital schon eine sehr volle Schüssel
hinstellen, damit es sich überhaupt zum Fräße setzte. Nach dem Kriege
wird es keinen so starken Anreiz brauchen, die papierenen Milliarden
müssen eine Anlage in wirklichen Arbeitsstätten suchen und werden
jedem nachlaufen, der sie mitfressen läßt . Ein Finanzminister, der dann
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noch für „Begünstigungen hinsichtlich der Kapitalsbeschaffung" einzutreten
wagte, müßte sich wohl schleunigst auf einen sicheren Verwaltungs¬
ratsfitz zurllckziehen.

Noch unzutreffender  für den kommenden Wirtschaftsabschnitt
ist die Anlehnung an die tzifenöahngesetzgevung , so naheliegend der
Vergleich auch scheinen mag. Das grundlegende Eisenbahn-Konzessions-
gesetz vom Jahre 1854 stammt aus einer Zeit , in der die medizinischen
Fakultäten vor den gesundheitlichenGefahren der Eisenbahnen warnten
und die Bauern unter Führung des .Pfarrers schon den bloßen Versuch
einer Vermessung mit Heugabeln bedrohten. Die Eisenbahnen mußten
der Bevölkerung aufgenötigt  werden , es war noch ein Wagnis, sein
Geld oder seine Arbeit daran zu wenden.

Wie aus dem Wagnis dann ein Geschäft  wurde , wie die vom
Staate verliehenen Privilegien ausgebeutet wurden, welche Grllndungs-
und Finanzierungsgewinne in die Taschen der Geldleute flössen und
wie man durch Ausgabe von Prioritäten und Obligationen das Aktien-
kapital verwässerte, das alles würde einen lehrreichen Band der öster¬
reichischen Wirtschaftsgeschichte füllen. Dem heutigen Geschlecht besagen
üie Namen Rothschild und Ofenheim nicht mehr als einen gewissen
Zusammenhang mit der Slldbahn und der Lemberg-Czernowitzer Bahn,
den älteren Österreichern galten sie aber als schwarzes Siegel auf den
Privilegien, die wir später mit schweren Opfern eingelöst haben oder noch
werden einlösen müssen. Allgemein in Erinnerung sind jedoch die merk¬
würdigen Einlösungen der Nordbahn und der Staatseisenbahngesellschaft,
bei denen die fetten Kohlengruben, Grundbesitze und Fabriken in den
Händen der Privatgesellschaftenblieben. Eine derartige Zeit der unbewußten
und bewußten wirtschaftlichen Verirrungen darf nie wieder herauf¬
beschworen werden.

Zur Zeit der Lokalbahngesetzgebung  war allerdings schon
ein völliger Umschwung eingetreten, die Lokalbahnen wurden von der
Bevölkerung begehrt. Um das Geld leichter aufzubringen, zerlegte man
das Anlagekapital in einen Teil mit fester oder bevorzugter Verzinsung,
die der Staat verbürgte (Obligationen und Prioritätsaktien ) und in
einen Teil, dem alle Gewinn- und Verlustgefahren anhaften (Stamm¬
aktien). Es kam daher für den Einzelnen oder die Gruppe, die eine
Lokalbahn haben wollte, nur darauf an, die paar gescheidten Leute zu
finden, die das Kapital mit verbürgtem Ertrag aufbrachten und die
zahlreicheren weniger Gescheidten. vielleicht auch bloß Opferwilligeren, die
den Rest übernahmen. Der Erfolg der Lokalbahnförderung ist bekannt:
Die Lokalbahngesetze wurden zum Mittelpunkt des politischen
Handels  und jeder Abgeordnete mußte ein solches„Zuckerl" für seine
Wähler anstreben. Unter dem Vorwände strategischer Wichtigkeit wurden
mit Staatsgeld Lokalbahnen gebaut, die keinem anderen Zweck dienten
als der ' Ausschließung entlegener galizischer Großgrundbesitze oder der
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billigeren Verfrachtung für bevorzugte Fabriken. War eine Lokalbahn
erträgnisreich, so flössen die Einnahmen in die Taschen der Konzessionäre,
verlangte sie einen Betriebszuschuß, so blieb man ihn so lange schuldig,
bis sie der Staat auf eigene Rechnung übernahm. Die Regierung mußte
schließlich Halt machen und seit einer Reihe von Jahren wurde die
Lokalbahnvorlage den Abgeordneten nur immer als I 'ata morsana vor-
gespiegelt, um sie bei guter Laune zu erhalten, sie verschwand aber stets,
bevor sie zum Gesetz erhoben werden konnte. Zieht man die Summe
aus den Vor - und Nachteilen der Lokalbahnförderung,
w zeigt sich, daß vielen Personen, Gemeinden oder größeren Gebieten
aus öffentlichen Mitteln Geschenke  gemacht wurden, die wohl kein
bleibender Nachteil für die Volkswirtschaft sind, die mittelbar aus jeder
Verkehrsstraße Vorteile zieht, doch für die Staatswirtschaft den Nachteil
einer schweren Geldbelastung bedeuten. Die verkehrsreichenLinien wären
ohne staatliche Beihilfe ganz sicher aus der eigenen Kraft der Bevölkerung
gebaut worden, die nicht lebensfähigen wären nicht zustande gekommen,
weil der Verkehr dort durch ein bis zwei Kraftwagen besser versorgt
gewesen wäre, als durch einen Schienenstrang, auf dem nichts zu ver¬
frachten ist.

Das sind die Hauptkehren , die sich aus der Förderung des
Lokalbahnwesens für die anzubahnende Elektrizitäts¬
wirtschaft  ergeben . Jene Elektrizitätswerke im Kohlen- oder Rohöl¬
gebiet oder an den Alpenflüssen, die Absatz haben, also wirtschaftlich
lebensfähig sind, die sollen nach einem vorausschauenden Netz¬
plan  gebaut werden. Alle staatlichen Begünstigungen  durch
Verlängerung der Konzession, Zinsengarantie oder Steuerbefreiungen
haben keinen  nennenswerten Einfluß auf die Strompreise . An und
für sich als Geldbetrag bedeutend, werden sie durch eine so große Zahl
von Kilowattstunden geteilt, daß der runde Preis , den der Verbraucher
für den Motor oder seine Lampen zahlt, davon gar nicht berührt wird.
Warum wird trotzdem um solche Begünstigungen geworben? Bei der
Aufteilung der Ersparnis auf die viel kleinere Zahl der Aktionäre kommt
für diese noch immer ein ansehnlicher Betrag heraus . Die Konzessious-
dauer schließlich ist für die Anlage  des Vermögens wichtig. tÄn fest¬
verzinsliches oder dividendentragendes Papier von 40jähriger Lebensdauer
wird weit weniger begehrt als ein 90jähriges , an dem sich auch noch
die Enkel freuen können. So sind die staatlichen Begünstigungen recht
eigentlich Stimmungswerte für die Börse,  oder wie man
zu sagen pflegt, sie erleichtern die Kapitalsbeschaffung. Ta bei der zu
erwartenden Geldflüssigkeit nach dem Kriege die Geldbeschaffung nicht
mehr durch die Wirtschaftszentrale der Spekulation erfolgen wird, sondern
durch unmittelbare Anleihen bei den Interessenten und den Anlage
Suchenden,  kann auf die staatlichen Begünstigungen verzichtet
werden.
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Nehmen wir einmal an, das Elektrizitätsförderungsgesetz wäre
zustande gekommen. Nun wird sich jede Großgemeinde beeilen, die
nächstgelegene Wasserkraft auszubauen , wobei sie durch den politischen
Kuhhandel zweifellos die KrtragsbürgsHafL des Staates erlangen
wird. Vom eigenen Kirchturm aus gesehen, wäre dies ein ganz richtiger
Vorgang. Die Stadt kommt billig zu einer elektrischen Beleuchtung,
vielleicht auch zu einer Straßenbahn , das verbaute Gemeindegeld wird
vom Staate  fest verzinst — und der Staat mag eben zuschauen,
wo er das Geld dafür auftreibt . Wenn das viele  Großgemeinden
machen — und sie werden darin eine der anderen zuvorkommenwollen —>,
erwachsen dem Staat einfach unerschwingliche Lasten.  Man
wird einwenden: Ja , aber die viele Elektrizität, die dabei erzeugt wird!
— Nun, die ist von einer gewissen Grenze an einfach wertlos.  Die
Industrie kann nicht jede beliebige Elektrizitätsmenge aufnehmen, und
außerdem liegen viele schöne Wasserkräfte weitab von den Mittelpunkten
des Verbrauches. Da heißt es dann entweder einige hundert Kilometer
Fernleitung bauen, dazu brauchen wir Unmengen von ausländisches
Kupfer oder, wenn der Berg nicht zum Propheten kommt, müßte der
Prophet zum Berge kommen. Das kann nun jene Industrie , für die der
elektrische Strom den wichtigsten Rohstoff und zugleich die wichtigste
Arbeitskraft bildet, was nur bei wenigen elektrochemischen Industrien
der Fall ist. Für die meisten Industrien sind geschulte und billig zu
verpflegende menschliche Arbeitskräfte viel wichtiger, für andere ist die
Frachtlage ausschlaggebend. Eine Fabrik in Vorarlberg ist rundum vop
industriell überlegenen Ländern umschlossen, kann im Lande nur
wenig verkaufen und bei den Nachbarn nur solche Waren, die dort nicht
ebenso billig oder noch billiger erzeugt werden. Bis das Vorarlberger
Erzeugnis aber auf den Wiener Markt kommt, ist es durch so hohe
Frachtsätze verteuert, daß es nur unter besonderen Umständen mit dem
mährischen oder böhmischen in Wettbewerb treten kann.

Es dreht sich dabei keineswegs um das Alpdrücken eines Über¬
ängstlichen. Schon ohne staatliche Zinsenbllrgschaft sind solche Fälle vor-
gekommen. So haben die Städte Bozen und Meran einige Millionen
in einem neuen Elektrizitätswerk festgerannt, dessen reichliche Strom¬
erzeugung sie nicht verwerten können. Während das Wasser früher durch
eine von der Natur gebildete Schlucht kostenlos ins Meer floß, strömt
es jetzt durch die Maschinen und schwemmt die Zinsen einiger Millionen
mit, und nicht auf die unberührte, sondern auf die voreilig aus¬
gebaute Wasserkraft  darf man das Jammersprüchlein anwenden,
daß Millionen von Volksvermögen unausgenützt ins
Meerfließen.

Die Erlragsbürgschaft des Staates  schließt aber noch
eine größere Gefahr  ein . Es könnte Vorkommen, daß ein Elektrizitäts¬
werk aus politischen, militärischen oder wirtschaftlichen Gründen vom
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Staate erworben werden soll, und dann wird natürlich jeder Teilhaber
auf seinem Schein bestehen, der ihm auf Konzessionsdauer 4 oder 5
vom Hundert verbürgt . Besteht das Werk z. B. seit 10 Jahren und
besitzt eine 60jährige Konzession, so müßte der Staat den glücklichen
Anteilscheinbesitzern eine oOjährigearbeitslose Rente  auszahlen,
wenn er nicht gesetzlich dafür vorgesorgt hat, daß er bloß den Nennwert
der Aktien zurllckzuzahlen braucht. Wie man sieht, kann ein unvollkommenes
Elektrizitätsförderungsgesetz eine neuartige Rentenindustrie
ins Leben rufen, die aus dem Ertrag der werteschaffendenArbeit er¬
halten werden und schließlich zur weiteren Verschlechterung der
Geldlage des Staates führen müßte.

Die erwähnte Lage unserer besten Wasserkräfte im äußersten
Westen Österreichs hat schon lange zu der Erwägung geführt : Wie
bringen wir den elektrischen Strom zu Markt?  Wie ver¬
kauft man die Tiroler Pferdekräfte an den Wiener oder Brünner
Fabrikanten ? Daß das einzelne Werk an einer übermäßig langen
Fernleitung zugrunde gehen müßte, ist klar, da die Leitung viel Geld
verschlingt, nichts hervorbringt und sogar viel Strom verzehrt. Die
Phantasie der Techniker hat auch da einen Ausweg gefunden. Der
niederösterreichische Landes - Eisenbahnbaudirektor Engel mann  ent¬
wickelte auf dem Salzburger Wassertag „ein Zukunftsbild von größter
Wichtigkeit für die Volkswirtschaft." Ein Weichsverleilttngsnetz für
elektrische Energie soll das ganze Staatsgebiet überspannen, und es
sollen „im Süden die Wasserkräfte der Alpenländer, im Nordwesten die
Kokereien der Kohlengebiete und im Nordosten die Kraftanlagen der
Rohölquellen einheitlich in diesem Netz Zusammenarbeiten". So groß¬
zügig der Gedanke eines solchen Reichskraftnetzes ist. so scheitert er
an der kleinlichen Frage : Wer zahlt es?

In diesem Punkte sind Industrie und Länder einig: Natürlich
der Staat!  So soll der arme Steuerstaat unentgeltlich Vorstudien
und Katasterarbeiten machen, den wohl Gewinn-  aber nicht
Wagelustigen gute Zinsen verbürgen, dann möglichst wenig tn den
Ausbau und den Betrieb dreinreden, dafür aber unentgeltlich eine
Leitung zum besten Absatzgebiet beistellen. Aus all dem soll natürlich
ein besonderer Aufschwung der Volkswirtschaft und eine Hebung der
Staatseinnahmen herauskommen. Das wäre schon die reine .Ent¬
stehung aus dem Nichts.  Um einige Aktien- oder Gemeindewerke
zum Gedeihen zu bringen, sind derartige von der Allgemeinheit zu
bringenden Opfer viel zu drückend. Wenn schon alle nicht ertragsfähigen
Arbeiten auf Staatskosten gehen sollen, dann muß der Staat auch
den Betrieb der großen Stromerzeugungsa nlagen
und das Stromgeschäft in der Hand behalten.  Was bis¬
her öffentlich vorgeschlagen wurde, mutet an wie der Kauf eines
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Fettschweines auf gemeinsame Kosten, bei dessen Verteilung die Masse
den Kopf und die Füße bekommt, während einige bevorzugte Wortführer
das eigentliche Schwein erhalten.

Was uns not tut.
Bisher entstanden die Elektrizitätswerke in Amerika, in England,

in Deutschland und in Österreich ohne jede staatliche Beihilfe, und zwar
dort, wodienatürlichenBedingungen für die Erzeugung
und den Verbrauch des Stromes gegeben  waren . So haben
Rathenau und Miller die Kohlenzentralen in Deutschland geschaffen,
dann die Kraftübertragung von Lauffen nach Frankfurt a. M. durchgeführt
und dadurch die Städte Bozen und Meran zum Bau der ersten großen
Wasserkraftanlage in Österreich ermutigt. Die schweizerische Aluminium¬
industrie machte große Wasserkräfte in Salzburg nutzbar, Oberösterreich
verdankt sein dichtes Netz von Kraftwerken und Leitungen der rührigen
Unternehmung Stern L Hafferl. In Steiermark und Kärnten bauten
die Müller und Eisengewerken ihre alten Triebwerke zur Stromerzeugung
um und ihrem Beispiel folgten die Städte . Tirol besitzt im Süden wie
im Norden städtische Wasserkraftanlagen, in manchen Gegenden sogar in
einer den Verbrauch bei weitem übersteigenden Anzahl.

Da alle diese Werke dem privaten Unternehmungsgeist zu verdanken
sind, scheint in dem allgemeinen Bemühen , den Staat in die
Elektrizitätswirtschaft hineinzuziehen,  ein Widerspruch zu
liegen. Das erklärt sich folgendermaßen: Alle älteren Werke hatten nur
einem begrenzten Bedürfnis zu genügen, sie waren sozusagen „Haus¬
zentralen", eines kleinen Wirtschaftskreises. Sie waren nur für den
Bedarf einer Industrieanlage , einer Stadt oder eines Bahnunternehmens
berechnet und die zwischenliegenden, von Natur aus weniger begünstigten
Gebiete blieben ohne Strom , da die Starkstromleitungen nur so weit in
die Umgebung geführt wurden, als sie noch ein Gelderträgnis abwarfen.
Derartige privatwirtschaftlich betriebene industrielle oder städtische An¬
lagen werden von den Fachleuten Nahkraftwerke  genannt.

Ihr neueres Seitenstück sind die Fern kraft werke,  die den
Strom von einer zentral gelegenen Großkraftanlage durch ein ausgedehntes
Fernleitungsnetz über weite Gebiete verteilen. An derartige Werke wird
nun die soziale Forderung  gestellt , nicht nur die Mittelpunkte
des Verbrauches zu versorgen, was ein gutes Geschäft ist, sondern auch
den dünn besiedelten oder industriearmen ZwischengebietenStrom zu
liefern, selbst wenn sich die notwendigen Anlagen nicht verzinsen. Sobald
einem zur Ausbeutung eines Naturschatzes berechtigten Unternehmen die
Gelegenheit zum Verdienen durch soziale Pflichten geschmälert wird,
lahmt der Unternehmungsgeist  sofort auf beiden Beinen und
seufzt nach der Verstaatlichung.
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